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Erklärung des Bundeskanzlers 

1. 

Bundeskanzler Dr. Helmut K o h I gab am 25. November 
1 983 aus Anlaß der 42. deutsch-französischen Kon­
sultationen am 24. und 25. November 1983 in Bonn 
folgende Erklärung ab: 

Präsident Mitterrand und ich haben gestern und heute 
einen umfassenden Meinungsaustausch gepflogen. 

Der französische Staatspräsident und ich erörterten aus­
führlich die sicherheitspolitische Lage, die nach der ein­
seitigen Unterbrechung der Genfer Verhandlungen durch 
die Sowjetunion eingetreten ist. 

Oie von der Sowjetunion angekündigten Gegenmaßnah­
men dienen weder den Völkern Europas in Ost noch 
West. 

Wir appellieren an die Sowjetunion, so bald wie möglich 
an den Verhandlungstisch zurückzukehren und ihren Bei­
trag zu konkreter Abrüstung, zu einem Gleichgewicht der 
Kräfte und zu stabilen Ost-West-Beziehungen zu leisten. 

Ich begrüße ausdrücklich die Bereitschaft der USA, die 
Verhandlungen fortsetzen zu wollen. 

Wir sind uns darüber einig, daß der West-Ost-Zusam­
menarbeit weiterhin große Bedeutung zukommt. 

Oie am 17. Januar 1984 beginnende Konferenz über 
Sicherheit und Vertrauensbildende Maßnahmen und über 
Abrüstung in Europa (KVAE), die auf eine französische 
Initiative zurückgeht, ist Ausdruck des anhaltenden Inter­
esses aller beteiligten Staaten, den politischen Dialog der 
Friedenssicherung fortzusetzen, eine Grundlage des Ver­
trauens zu schaffen und Verhandlungen über Rüstungs­
kontrolle fortzuführen. 

2. 

Wir haben über die Krise im Nahen Osten gesprochen. 
Das Zwischenergebnis der Genfer libanesischen Versöh­
ni.Jngsgespr~che ist ein ermutigender Schritt auf dem 
Weg zur innerlibanesischen Versöhnung. Sie ist eine der 
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wesentlichsten Voraussetzungen für die Souveränität 
und Unabhängigkeit des Libanon. 

Ich habe die Entschlossenheit Präsident Mitterrands 
begrüßt, das dem Frieden dienende französische Kontin­
gent der multinationalen Streitkräfte trotz des ver­
abscheuungswürdigen Terroranschlages vom 23. Okto­
ber, der das Leben von 58 französischen Soldaten gefor­
dert hat, im Libanon zu belassen. 

3. 

Wir sind über die guten Fortschritte in der sicherheits­
politischen Zusammenarbeit zwischen Frankreich und 
der Bundesrepublik Deutschland tief befriedjgt. Schon 
jetzt zeichnet sich ab, daß die optimistischen Erwartun­
gen, die die französische Regierung und die Bundesregie­
rung in diesem Zusammenhang haben, weit übertroffen 
werden. 

Unser Gespräch über sicherheitspolitische und strategi­
sche Fragen sowie über Rüstungskooperation hat 
gezeigt, daß in allen Bereichen weitgehende Übereinstim­
mung besteht. Als erstes konkretes Ergebnis für den ope­
rativen und technischen Bedarf der Streitkräfte ist eine 
Vereinbarung über die gemeinsame Entwicklung eines 
Panzerabwehrhubschraubers für die deutschen und fran­
zösischen Streitkräfte erzielt worden. 

Wir würdigen die bisher erarbeitete Gesamtschau mög­
licher künftiger Kooperationsvorhaben und stellen fest, 
daß sich bei der Untersuchung eine erfreulich große Zahl 
erfolgversprechender Projekte ergeben hat. 

Der französische Staatspräsident und ich stimmen darin 
überein, daß von dieser Zusammenarbeit ein Impuls für 
eine engere sicherheitspolitische Abstimmung der euro­
päischen Staaten ausgehen wird. Wir sind überzeugt, daß 
auf diese Weise das Gewicht Europas in der Allianz ver­
größert und damit das Bündnis insgesamt gestärkt wird. 
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4. 

Wenige Tage vor dem Europäischen Rat in Athen haben 
wir natürlich die dort anstehenden schwierigen Probleme 
erörtert. Wir waren uns einig, alles zu tun, um in Athen 
Fortschritte zu erzielen. Wir haben vereinbart, die noch 
bis zum Athener Gipfel verbleibende Zeit dazu zu nutzen, 
in weiteren intensiven bilateralen Gesprächen zu versu­
chen, einer Lösung näher zu kommen. 

5. 

Wir haben Frankreich zusammen mit allen wichtigen 
Staaten in Ost und West zu einer Internationalen Umwelt­
konferenz eingeladen, die für den Frühsommer 1984 in 
München geplant ist. ln dieser Konferenz soll über die 
bedrückenden Probleme der Luftverschmutzung, über 
Wald- und Gewässerschäden gesprochen werden. 

Ich begrüße die Zusage der französischen Regierung. 

6. 

Oie beiden Jugendminister haben über den Stand und die 
Entwicklung des Austauschs berichtet. Dabei ist deutlich 
geworden, daß die Beziehungen der Jugend unserer bei­
den Länder immer enger geworden sind. 

Die Außenminister haben ein neues Abkommen über das 
deutsch-französische Jugendwerk unterzeichnet, das 
den heutigen Gegebenheiten besser Rechnung trägt. 

7. 

Wir haben vereinbart, im Rahmen der bestehenden 
deutsch-französischen Institutionen im Bereich Wissen­
schaft, Technologie und Forschung ein gemeinsames 
Konferenzprogramm zu entwickeln und die Zusammen­
arbeit zu verstärken. 

8. 

Frankreich wird ab 1. Januar die Präsidentschaft in der 
Europäischen Gemeinschaft übernehmen. Ich habe Prä­
sident Mitterrand zu einem Arbeitsbesuch im Januar ein­
geladen. Wir haben vereinbart, diesen Besuch dazu zu 
nutzen, über die weiteren Perspektiven der europäischen 
Entwicklung zu sprechen. 

Abendessen im Palais Schaumburg 

Bundeskanzler Dr. Helmut K o h I hielt bei einem 
Abendessen zu Ehren des Präsident~n der Französi­
schen Republik, Franc;ois Mitterrand, im Palais 
Schaumburg am 24. November 1983 folgende Tisch­
rede: 

Herr Präsident, 
Herr Premierminister, meine Damen und Herren! 

Dieser 42. deutsch-französische Gipfel findet am Ende 
eines sehr ereignisreichen Jahres statt. Viele der Ereig­
nisse hatten weitreichende Wirkungen auf unsere Länder 
und auf die internationale Lage, die sich teilweise krisen­
haft zugespitzt hat. 

Zu Beginn dieses Jahres feierten wir den 20. Jahrestag 
des deutsch-französischen Vertrages, dessen Ziel es ist, 
durch die deutsch-französische Aussöhnung zum Frie­
den in Europa beizutragen. Bei diesem Anlaß haben wir 
zusammen mit anderen im deutsch-französischen Ver-
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hältnis engagierten Politikern und Persönlichkeiten die 
historische Bedeutung des deutsch-französischen Ver­
trages für unsere Völker dargestellt. Wir waren und sind 
uns einig darüber, daß enges und vertrauensvolles 
Zusammenwirken zwischen Deutschland und Frankreich 
für das Wohlergehen Europas von entscheidender 
Bedeutung ist. . 
Unsere ' beiden Länder gehören zu den Gründern der 
Europäischen Gemeinschaft. Eine funktionsfähige 
Gemeinschaft ist für uns von vitalem Interesse. Aus poli­
tischen, aus wirtschaftlichen Gründen sind unsere beiden 
Völker und Regierungen immer wieder aufgerufen, einen 
besonderen Beitrag zu leisten, damit Europa die Heraus­
forderung unserer Zeit in Gemeinsamkeit bestehen und 
damit die Interessen unserer Völker wirksam ·wahren 
kann. 
Wir stehen jetzt zwei Wochen vor dem Europäischen Rat 
in Athen. ln diesem Augenblick kommt einem deutsch­
französischen Zusammenwirken bei der Entwicklung von 
Lösungen zur Umsetzung der Beschlüsse von Stuttgart 
höchste Bedeutung zu. Ich sage dies, gerade weil ich 
weiß, daß wir in einigen . Punkten noch unterschiedliche 
Meinungen haben. Im ersten Halbjahr 1984 wird Frank­
reich mit der Übernahme des Vorsitzes in der Europäi­
schen Gemeinschaft und der EPZ besondere Verantwor­
tung für die Zukunft Europas übernehmen. 
1984 muß das Jahr einer Revitalisierung der Gemein­
schaft werden; die Beitrittsverhandlungen mit Portugal 
und Spanien müssen abgeschlossen werden, sobald die 
anstehenden Probleme gelöst sind. Wenn wir diese Her­
ausforderung nicht bestehen, werden wir alle die negati­
ven Folgen zu tragen haben. Die Gemeinschaft, die 
Regierungen der Mitgliedstaaten - wir - sind gefordert, 
diese Aufgabe durch Entschlossenheit und Kompromiß­
bereitschaft zu verwirklichen, auch dadurch, daß wir auch 
unsere nationalen Interessen stärker an den Gemein­
schaftsinteressen ausrichten. Dies entspricht den 
Beschlüssen von Stuttgart, die wir selbst gefaßt haben. 

Das Ziel der europäischen Einigung können wir nur errei­
chen, wenn dieser Wunsch auch von unseren Völkern 
getragen wird. Wir müssen bei den Bürgern in unseren 
Ländern, vor allem aber auch bei der jüngeren Generation, 
die Gedanken Robert Schumans, Jean Monnets und Kon­
rad Adenauers wachhalten. 

Wir müssen sie erneut- wie dies schon in meiner Schü­
ler- und Studentenzeit möglich war- für die Bedeutung 
der europäischen Zusammengehörigkeit begeistern. Nur 
so erhält die europäische Einigung den Elan, den sie 
braucht, um Antworten auf die anstehenden Fragen zu 
finden. 

Die Idee der europäischen Einigung erwuchs aus der 
Erfahrung der Schrecken des letzten Krieges. Auch die 
Idee der europäischen Einigung ist eine Friedensidee. Ihr 
liegt der Gedanke zugrunde, daß die europäischen Völ­
ker, statt gegeneinander zu kämpfen, miteinander ihre 
Zukunft gestalten. 

Damals wie heute gilt, daß diese Zukunft in Frieden 
untrennbar mit der Freiheit und mit den Menschenrechten 
verbunden ist. Der erste europäische Zusammenschluß, 

' ,der Europarat, hat sich von Anfang an für die Verwirkli-· 
chung der Menschenrechte eingesetzt. Er bewahrt damit 
ein großes europäisches Erbe, das erst im Laufe der Jahr­
hunderte erkämpft wurde. Frankreich, seine Geschichte 
und seine Philosophie haben daran einen großen Anteil. 
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Die Erhaltung des Friedens war und ist für jede Regierung 
der Bundesrepublik Deutschland vornehmstes Ziel und 
oberstes Gebot. Es ist eine Prämisse deutscher Politik, 
die das Handeln aller Regierungen bestimmt. Eigentlich 
bedürfte es daher keiner Erwähnung, daß nach unserem 
wie nach Ihrem Verständnis, Herr Präsident, Friedens­
erhaltung die Ablehnung und Verurteilung des Krieges 
bedeutet. Frieden, das heißt aber nicht nur, den Krieg zu 
verhindern. Frieden heißt auch Achtung der Menschen­
rechte und ein Leben in Freiheit. Eine dauerhafte Frie­
densordnung in Europa kann es nur geben, wenn die 
Rechte des einzelnen und das Selbstbestimmungsrecht 
der Völker überall in Europageachtet werden. 

Deutschland und Frankreich können ihre Sicherheit nur 
gemeinsam gewährleisten. Wir messen daher der sicher­
heitspolitischen Zusammenarbeit, die seit Oktober 1982 
konkrete Formen angenommen hat, große Bedeutung bei. 

Die Bundesregierung wird nach Kräften dazu beitragen, 
diese Zusammenarbeit im Interesse des Friedens und der 
Sicherheit in Europa auszubauen. 

Ich habe mit Interesse in den letzten Wochen und Tagen 
einige Äußerungen in Frankreich verfolgt, die unter Beru­
fung auf die historische Anspielung des "Geistes von 
München" Besorgnis über eine künftige politische Stand­
ortbestimmung der Bundesrepublik Deutschland erken­
nen ließen. 

Lassen Sie mich hier in aller Deutlichkeit sagen: Die Bun­
desrepublik Deutschland steht fest im westlichen Bünd­
nis. Sie bleibt den westlichen, den demokratischen Wert­
vorstellungen untrennbar verbunden. Wir wissen: Die Ent­
scheidung für die Zugehörigkeit zum Westen, zum Atlan­
tischen Bündnis, zur Europäischen Gemeinschaft, die 
deutsch-französische Freundschaft, sichert uns den 
Frieden und die Freiheit. Diese Entscheidung ist in unse­
ren gemeinsamen Überzeugungen und Wertvorstellun­
gen fest gegründet. Sie ist eine Realität, die uns zu einem 
zuverlässigen Partner und Freund macht. 

Die Deutschen werden diese Zugehörigkeit auch künftig 
nicht durch unrealistische Neutralismus-Träumereien 
gefährden. Wir sind keine Wanderer zwischen Ost und 
West. Die überwältigende Mehrheit unserer Mitbürger in 
der Bundesrepublik Deutschland tritt für unsere Zugehö­
rigkeit zum Kreis der westlichen Demokratien ein. Eine 
andere Lebensform ist für uns nicht denkbar, nicht akzep­
tabel. 

Nur unter einem europäischen Dach und mit friedlichen 
Mitteln kann auch die Schicksalsfrage der Deutschen, die 
Frage nach der Einheit der Nation, gelöst werden. Immer 
schon war die deutsche Frage auch ein europäisches 
Problem. Wäre dies stets, insbesondere in Deutschland 
selbst, begriffen worden und hätte man immer danach 
gehandelt, so wäre uns und Europa viel Leid erspart 
geblieben. 

Wir haben in der Bundesrepublik Deutschland in den letz­
ten Tagen und Wochen heftige Diskussionen über die uns 
von der Sowjetunion aufgezwungene Entscheidung der 
Stationierung von Mittelstreckenraketen geführt. 

Die klare Mehrheit des Deutschen Bundestages hat sich 
für die Stationierung ausgesprochen. Wir haben uns 
diese Entscheidung wahrlich nicht leichtgemacht 

Herr Präsident, ich möchte an dieser Stelle an Ihre Rede 
erinnern, die Sie am Anfang dieses Jahres vor dem Deut-
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sehen Bundestag gehalten haben, und die Worte zitieren, 
die Sie während Ihres Staatsbesuches in Belgien zur 
Frage einer Stationierung von Mittelstreckenwaffen in 
Europa in einer ganz besonders zutreffenden Weise 
gesagt haben: 

Ich bin auch gegen Mittelstreckenraketen, ich stelle nur 
ganz einfache Tatsachen in der aktuellen Debatte fest: 
Der Pazifismus ist im Westen und die Mitte1stracken­
raketen sind im Osten. Es handelt sich um ein Verhält­
nis des Ungleichgewichts. 

Lassen Sie mich noch einmal festhalten: Wir haben alle 
Schritte unternommen und keine Möglichkeit ungenutzt 
gelassen, die Sowjetunion darauf hinzuweisen, daß der 
Aufbau ihres modernen Mittelstreckenpotentials eine 
Bedrohung geschaffen hat, die wir in der Verantwortung 
vor unseren Völkern nicht hinnehmen können. Eine Poli­
tik, die auf die Festschreibung eines Monopols im Mittal­
streckenbereich angelegt ist und die damit verbundene 
militärische Überlegenheit der Sowjetunion akzeptiert, 
kann keine Duldung, geschweige denn eine Billigung 
durch Tatenlosigkeit erwarten. 

Der Beginn der Vorbereitungen für die eigentliche Statio­
nierung bedeutet nicht das Ende der Verhandlungen. Das 
Bündnis, wir bleiben weiterhin verhandlungsbereit Wir 
erwarten, daß auch die Sowjetunion in diesem für die 
Sicherheit Europas so überaus wichtigen Bereich das 
Gespräch nicht abreißen läßt. Unser nachdrücklicher 
Wunsch ist es, daß trotz der Nachrichten vom heutigen 
Tage aus Moskau die Verhandlungen in Genf oder einem 
anderen Ort fortgesetzt werden. 

Wir müssen jede Chance nutzen, zur Festigung von 
Sicherheit und Stabilität in Europa beizutragen. Der er­
folgreiche Abschluß des Vorbereitungstreffens in Hel­
sinki am 11. November 1983 hat den Weg für die Konfe­
renz für vertrauens- und sicherheitsbildende Maßnahmen 
und Abrüstung in Europa geöffnet, die im Januar in Stock­
holm beginnen wird. Wir haben den französischen Vor­
schlag für diese Konferenz von Anfang an unterstützt, 
weil wir darin die realistische Möglichkeit haben, den 
Rüstungskontrolldialog zum ersten Mal auf ganz Europa 
zu erstrecken. 

Die Einigung in Madrid und jetzt in Helsinki zeigt, daß auch 
in einer schwierigen Phase der West-Ost-Beziehungen 
alle Teilnehmerstaaten Interesse an der Fortführung des 
Dialogs über Sicherheit und Abrüstung haben. Wir sehen 
in dieser Konferenz eine wichtige Chance, auf eine 
Sicherheitsordnung hinzuarbeiten, die auf Zusammen­
arbeit im gegenseitigen Vertrauen gerichtet ist. 

Herr Präsident, Frankreich ist in Verfolg seines Einsatzes 
für den Frieden und die Wiederherstellung der vollen 
Souveränität des Libanon tief getroffen wor.den. Lassen 
Sie mich an dieser Stelle Ihnen und Ihren Mitbürgern noch 
einmal meine von ganzem Herzen kommende Anteil­
nahme aussprechen für die Söhne Ihres Landes, die in 
Erfüllung ihrer Aufgabe ihr Leben ließen. Ihnen, Herr 
Präsident, möchte ich meine Anerkennung und meinen 
ganz besonderen Respekt für die klare und entschiedene 
Haltung aussprechen, die Frankreich im Libanon zur 
Befriedung des Landes und zur Wiederherstellung des 
Friedens leistet. 

Ich habe weniger über die bilateralen Fragen gesprochen, 
mehr über europäische und sicherheitspolitische Fragen. 
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Dies unterstreicht die Qualität des deutsch-französi­
schen Verhältnisses: Nicht nur Fragen, die zwischen uns 
stehen, bestimmen unsere Gespräche, sondern vor allem 
auch der gemeinsame Wunsch, durch unsere Zusam­
menarbeit zur friedlichen Zukunft unserer Völker und zur 
Stabilität in Europa und in der Welt beizutrag~n. 

Möge uns dabei Erfolg beschieden sein. ln diesem Wun­
sche erhebe ich mein Glas auf das Wohl des Präsidenten 
der Französischen Republik - unseren Freund -, auf die 
enge Freundschaft zwischen Frankreich und Deutsch­
land, auf den Frieden und die Freiheit unserer beiden 
Völker, auf den Frieden für Europa und für die Welt. 

Internationale Umweltkonferenz 

Memorandum 
der Regierung der Bundesrepublik Deutschland 

I. 

Die Bundesregierung ist besorgt über Schäden, die durch 
Umweltbelastungen verursacht und überall in Europa 
zunehmend sichtbar werden. Das gilt vor allem für Schä­
den an Wäldern, Gewässern und Bauten. ln der Bundes­
republik Deutschland zeigt sich dies am deutlichsten 
durch großflächige Waldschäden. Eine erste Waldscha­
denserhebung 1982 hatte ergeben, daß ca. 8 Prozent der 
Wälder in der Bundesrepublik Deutschland mehr oder 
weniger stark geschädigt sind. Eine in diesem Jahr mit 
verbesserten Methoden durchgeführte Erhebung in der 
Bundesrepublik Deutschland ergab eine erschreckende 
Zunahme der Waldschäden auf ca. 35 Prozent der Wald­
fläche. Wenn auch der trockene Sommer 1983 in 
Westeuropa und die verbesserten Erhebungsmethoden 
zu einer gewissen Zunahme der Schadensmeldungen 
geführt haben dürften, ist in der Bundesrepublik Deutsch­
land eine dramatische Zunahme der Waldschäden inner­
halb nur eines Jahres eingetreten. 

Ähnliche Beobachtungen über großflächige Waldschä­
den werden zunehmend auch aus anderen Staaten 
berichtet. Die Länder Mittel- und Osteuropas sind bisher 
am stärksten betroffen. 

Trotz des noch fehlenden naturwissenschaftlichen Nach­
weises sprechen nach den Auffassungen der Experten 
Indizien dafür, daß Luftschadstoffe (z. B. Schwefeldioxid, 
Stickoxide, Photooxidantien)- jeweils allein oder in Kom­
bination mit anderen Luftschadstoffen ~nd/oder anderen 
Ursachenkomponenten (Klima, Standort, Schädlinge, 
waldbauliche Einflüsse)- eine maßgebliche Rolle bei der 
Entstehung und dem Umfang der Schäden spielen. 

Daneben gibt es alarmierende Berichte über Gewässer­
schädigungen durch Luftverunreinigungen. Luftverunrei­
nigungen werden auch verantwortlich gemacht für Schä­
den an Bauten und Kulturdenkmälern. 

II. 

Probleme der Luftverschmutzung sind Gegenstand von 
Untersuchungen und Aktionen in zahlreichen internatio­
nalen Organisationen. 

Hervorzuheben sind die laufenden Arbeiten zur Durchfüh­
rung der Genfer Konvention über weiträumige grenzüber­
schreitende Luftverunreinigung. 
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Im abschließenden Dokument des Madrider KSZE-Folge­
treffens ist die Notwendigkeit einer Stärkung der Zusam­
menarbeit auf dem Gebiet des Umweltschutzes nach­
haltig unterstrichen worden. 

Es besteht kein Zweifel daran, daß viele Auswirkungen 
der Luftverschmutzung sinnvoll nur in internationaler 
Kooperation bewältigt werden können. Die laufenden 
Bemühungen hierum werden von der Bundesregierung in 
vollem Umfang anerkannt und unterstützt. 

111. 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß die zu­
nehmenden Schädigungen durch Luftverunreinigungen 
höchste politische Aufmerksamkeit verdienen. Die Arbei­
ten der mit Problemen der Luftverschmutzung befaßten 
internationalen Organisationen bedürfen voller politi­
scher Unterstützung und nachdrücklicher Förderung. 

Die Bund~sregierung beabsichtigt, zur Erörterung dieser 
Problematik die Signatara der Genfer Konvention über 
weiträumige grenzüberschreitende Luftverunreinigung 
und internationale Regierungsorganisationen für den 
Frühsommer 1984 zu einer Konferenz auf Ministerebene 
nach München einzuladen. 

Als Sachthemen für diese Konferenz schlägt die Bundes­
regierung vor: 

a) Meinungs- und Erfahrungsaustausch über Wald- und 
Gewässerschädigungen durch Luftverunreinigung sowie 
über Erkenntnisse zu der Frage, inwieweit diese Schädi­
gungen nicht nur durch Luftverunreinigungen, sondern 
auch auf anderen Wegen bewirkt werden. Ziel dieses 
Meinungs- und Erfahrungsaustausches sollte es sein 
festzustellen, inwieweit zur Bekämpfung der Schadens­
ursachen weitere internationale Aktivitäten entfaltet wer­
den müßten. 

b) Erfahrungsaustausch über die Durchführung einer 
Bekämpfung der Luftverschmutzung an der Quelle gemäß 
dem Stand der Technik sowie über Maßnahmen zur wirk­
samen allgemeinen Emissionsverminderung. Dabei 
könnte angestrebt werden, dem Prinzip der anlagenbezo­
genen Emissionsbegrenzung wie auch dem Prinzip einer 
wirksamen allgemeinen . Emissionsverminderung zu 
einem weiteren politischen Durchbruch zu verhelfen. 

c) Gegenseitige Unterrichtung über neue Forschungs­
ergebnisse auf dem Gebiet der Wald- und Gewässer­
schädigung. 

d) Prüfung des Standes der Durchführung der Konven­
tion über weiträumige grenzüberschreitende Luftverun­
reinigung mit dem Ziel, erforderliche weitere politische 
Anstöße zur Durchführung dieser Konvention zu geben. 
Die geplante Konferenz soll die Arbeit des Exekutiv­
orgäris · dieser Konvention nicht ersetzen, sondern ihr 
zusätzliche politische Impulse geben. Der Tätigkeit 
dieses Gremiums unter seinem Vorsitzenden V. G. Soko­
lovsky (UdSSR) kommt große Bedeutung zu; die geplante 
Konferenz wird die Arbeiten im Rahmen der ECE-Konven­
tion fördern. 

IV. 

~oie Bundesregierung wäre für Sachbeiträge, Anregungen 
und Vorschläge zur Vorbereitung dieser Konferenz 
dankbar. 

Eine formelle Einladung zu dieser Konferenz wird folgen. 


